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Partnerschaften mit gleichgesinnten Ländern pflegen, voneinander lernen, gemeinsam für
eine multilaterale Weltordnung einstehen in einer Welt machtpolitischer Spannungen und
dabei wichtige Stimmen sammeln für die bevorstehende Bewerbung Deutschlands um
einen der nichtständigen Sitze im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen: Darum ging es
den Mitgliedern der Deutsch-Pazifischen Parlamentariergruppe, die zwischen dem 8. und
18. Februar 2026 Australien und die Republik Fidschi besuchte, in deren Hauptstadt das
„Pacific Islands Forum“-Sekretariat von 13 pazifischen Inselstaaten seinen Sitz hat.

„Politische und wirtschaftliche Abhängigkeiten reduzieren“
Besser eine Vielzahl unterschiedlicher Partnerschaften unterhalten, statt sich auf wenige zu
verlassen, die zu Abhängigkeiten führen können – mehr Diversifizierung also: An diesem Ansatz
deutscher Außenpolitik arbeite auch die parlamentarische Diplomatie mit, erklärt Ulrich Thoden
(Die Linke), Vorsitzender und Delegationsleiter der Parlamentariergruppe. Dazu seien die
fast 50 Parlamentariergruppen im Deutschen Bundestag wie geschaffen. Australien, Neuseeland,
aber auch pazifische Inseln wie Fidschi: Um diese Länder kümmert sich die Deutsch-Pazifische
Parlamentariergruppe. 

Zu den Gesprächsthemen der jüngsten Reise gehörten ein stärkeres deutsches Engagement für die
Sicherheit im Pazifischen Ozean, der Umgang mit China, das geplante Freihandelsabkommen
zwischen der EU und Australien sowie Möglichkeiten für Deutschland, an australischen
Rohstoffvorkommen wie seltenen Erden zu partizipieren. 

Aber auch die Zusammenarbeit in Wissenschaft, Forschung und Bildung sowie der gesellschaftliche
und kulturelle Austausch standen auf der Tagesordnung. Dazu gehöre, dass Deutschland zu seiner
historischen Verantwortung stehe im Hinblick auf unrechtmäßig in deutschen Besitz gekommene
indigene Kunst- und Kultgegenstände. Um über diese Themen zu sprechen, ist die deutsche
Delegation in Australien und auf Fidschi mit ihren dortigen parlamentarischen Kolleginnen und
Kollegen zusammengekommen und hat Regierungsmitglieder sowie Vertreter aus Wirtschaft,
Wissenschaft und von nichtstaatlichen Institutionen getroffen.

Sicherheit im Indopazifik
Die Sicherheit sei ein überragendes Thema für die Länder der Region, erklärt Thoden. Und so stand
es auch ganz oben auf der Agenda der Delegationsreise. Als eklatanteste mittel- und langfristige
Veränderung der Sicherheitsarchitektur für die indopazifische Region machten sich der
machtpolitische Aufstieg Chinas und der politische Kurswechsel der USA unter Präsident Donald
Trump bemerkbar. 

Dass Amerika sich sicherheitspolitisch dem Pazifik zuwende und der Rivalität mit China die höchste
Priorität gebe, sei eine Entwicklung, die bereits unter Präsident Obama begonnen habe. Aber dass
nun die amerikanische Entwicklungshilfeagentur USAID ihre Arbeit eingestellt habe, hinterlasse
viele Länder der Region, die wie Fidschi von der Unterstützung profitiert hatten, orientierungslos. 



Man erlebe einen beispiellosen Rückzug Amerikas bei der wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit,
bei Soft Power und als Anbieter von Sicherheit. „Da bleibt eine Leerstelle, die China gerne füllt“,
weiß Thoden. Es funktioniere nach dem Muster: Wir bauen euch einen Hafen und wollen dann da
auch anlegen und Geschäfte machen.

Deutschland als verlässlicher Partner 
Viele Pazifikstaaten orientierten sich nun außen- und sicherheitspolitisch neu. Mit China wolle es
sich keiner verscherzen, aber man sei nach dem Rückzug der USA auf der Suche nach neuen,
verlässlichen Partnern. In Deutschland sehe man einen solchen verlässlichen Partner, Deutschland
werde großes Vertrauen entgegengebracht. In allen Gesprächen sei dies der Delegation gegenüber
zum Ausdruck gebracht worden, berichtet Thoden. „Das ist außenpolitisch ein hohes Gut.“

Deutschland werde als internationaler Akteur wahrgenommen, der sich für eine regelbasierte
multilaterale Weltordnung einsetzt. Die Inselstaaten, die die Folgen des Klimawandels spüren,
fühlten sich von Deutschland beim Thema Klimawandel verstanden und erst genommen. Daher
wünschten sich sowohl Australien als auch Fidschi, dass Deutschland im pazifischen Raum künftig
eine wichtigere Rolle spielt, von der Sicherheitskooperation über die Entwicklungszusammenarbeit
bis hin zum Klimaschutz.

„Wir sollten diese positive Zuordnung als Chance begreifen und diese Rolle als Werte-Partner
annehmen, der die Anliegen der Inselstaaten ernst nimmt, und auf den Wunsch einer stärkeren
Zusammenarbeit, auch im Verteidigungsbereich, eingehen“, sagt Thoden, der für seine Fraktion als
Obmann im Verteidigungsausschuss sitzt und dem Ältestenrat des Bundestages angehört. Es sei an
den Regierungen, das zu konkretisieren. 

Australien: Handel, Wirtschaft, Rohstoffe 
Zunächst stattete die Delegation Australien einen Besuch ab, der Gepflogenheit folgend, dies im
zweijährigen Wechsel mit einem Besuch in Neuseeland zu tun, immer gepaart mit einem weiteren
Besuch in einem der kleineren Länder der Region, diesmal Fidschi. Zwischen Deutschland und
Australien bestehen nach den Worten Thodens enge und traditionsreiche Beziehungen. Die
Zusammenarbeit erstrecke sich auf nahezu alle Bereiche, es gebe trotz der geografischen
Entfernung einen regen Austausch. Beide Länder würden als freie Gesellschaften und Demokratien
gemeinsame Werte teilen. Vertiefen wollten beide Seiten die Zusammenarbeit nun etwa in den
Bereichen Wirtschaft und Handel, Rohstoffgewinnung und Verteidigung.

Beide Seiten hoffen, dass in naher Zukunft ein Freihandelsabkommen zwischen Australien,
Neuseeland und der EU unterzeichnet werden kann. Nach Jahren der Verhandlungen zwischen
Brüssel und Canberra werde noch an letzten strittigen Fragen etwa zu den Themen Fleisch und
Herkunftsbezeichnungen gearbeitet. Um den Handel und die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen
ging es bei einem Treffen der Parlamentarier mit Unternehmensvertretern in der Deutsch-
Australischen Handelskammer. Die Unternehmen blickten der Unterzeichnung des
Freihandelsabkommens erwartungsvoll entgegen.

„Rohstofflieferketten diversifizieren“
Die Versorgung Deutschlands mit kritischen Rohstoffen aus Australien stand im Mittelpunkt eines
Treffens der Parlamentarier mit der australischen Bergbauministerin im „Department of Industry,
Science and Resources“, erzählt Thoden. Australien verfügt über große Vorkommen sogenannter
seltener Erden, die etwa wichtig für technische Komponenten der E-Mobilität und in der



Verteidigungsindustrie sind. 

Der technologisch aufwändige Abbauprozess macht allerdings erhebliche Investitionen nötig und ist
mit hohen wirtschaftlichen Risiken verbunden. Unternehmen engagieren sich daher nur in der
Förderung der Rohstoffe und bauen Produktionsstätten auf, wenn langfristige Lieferverträge
vereinbart werden. Beide Länder wollen die Zusammenarbeit in diesem Bereich daher
industriepolitisch flankieren. Die Politik nehme sich der Frage an, um im deutschen Interesse die
Rohstofflieferketten zu diversifizieren, erklärt Thoden.

Besuch im Bundesparlament in Canberra
Mit den Gastgebern der deutschen Delegation, also mit Mitgliedern der Australisch-Deutschen
Parlamentarischen Freundschaftsgruppe, trafen sich die Abgeordneten aus Berlin im australischen
Bundesparlament in der Hauptstadt Canberra. Dort wurden sie auch von Parlamentspräsident
Milton Dick empfangen und suchten das Gespräch mit Fachpolitikern.

Mehrere Abgeordnete aus beiden Ländern können bereits auf einen regen wechselseitigen
Austausch zurückblicken, man kennt sich persönlich. Auch einige australische Parlamentarier waren
bereits in Berlin. Von der großen Entfernung lasse man sich nicht abschrecken, Verständnis und
Vertrauen wachse auf diese Weise. Darauf könne man politisch zum Nutzen beider Länder aufbauen,
so Delegationsleiter Thoden. Im Australien War Memorial haben die deutschen Abgeordneten den in
Kriegen gefallenen australischen Soldaten mit einer Kranzniederlegung Respekt bekundet.

Sicherheit und Verteidigung
Die globalen sicherheitspolitischen Verschiebungen bewegen auch die Länder im indopazifischen
Raum, sagt  der Abgeordnete aus dem westfälischen Wahlkreis Steinfurt III. Dazu gehöre die
Umorientierung der Vereinigten Staaten ebenso wie die Machtentfaltung Chinas. Australien,
Neuseeland, asiatische Mittelmächte wie Japan, Korea oder Thailand, aber auch viele kleine
Inselstaaten suchten nach Antworten auf die neue und sich dynamisch entwickelnde Lage. 

Deutschlands Interesse als Mittelmacht bestehe darin, die regelbasierte internationale Ordnung
aufrechtzuerhalten, um seine Stärken zusammen mit Verbündeten etwa im internationalen Handel,
aber auch bei der Lösung globaler Probleme auszuspielen. Umgekehrt werde einem
deutschen Engagement in der Region und einer deutsch-australischen Verteidigungskooperation
großes Interesse entgegengebracht. Gespräche über die Sicherheit im Indopazifik, den Einfluss
Chinas in der Region sowie über einen Ausbau der Verteidigungskooperation zwischen den
Streitkräften beider Länder führten die deutschen Abgeordneten sowohl im Parlament als auch mit
Regierungsvertretern in Canberra.  Darüber hinaus besuchten sie einen Standort der australischen
Streitkräfte.

„Regelbasierte Ordnung in schwierigem Fahrwasser“
Ebenso habe man mit den Gastgebern über die australische Politik gegenüber China gesprochen,
berichtet Thoden. Es sei für Canberra eine Frage von Macht, Einfluss und wohldosierter
Kooperation, der Sicherheit und auch der Wirtschaft, des Handels und der Wahrung von Wohlstand.
Also arrangiere sich die australische Regierung mit Peking vorwiegend als Handelspartner,
beispielsweise als Lieferant von Wasserstoff und Kohle. Australien wäge jedoch die Gestaltung
seiner Beziehung mit China umsichtig ab im Spannungsfeld zwischen internationalen Regeln und
den neuen Machtverhältnissen.



„Die regelbasierte Weltordnung ist in schwieriges Fahrwasser geraten“, erklärt der Sicherheits- und
Verteidigungspolitiker. „Großmächte wie die USA, Russland und China halten sich offensichtlich
nicht mehr an das Völkerrecht beziehungsweise setzen auf das Recht des Stärkeren.“ Als
mittelgroße Macht müsse sich Deutschland zusammen mit ähnlichen und gleichgesinnten Ländern
gegen den Verfall der multilateralen Ordnung und des Völkerrechts stemmen: „Die mittleren und
kleinen Länder brauchen die regelbasierte Weltordnung.“ 

Um sich Gehör zu verschaffen und ein größeres Gewicht für diese gemeinsame Sache zu gewinnen,
heiße es Allianzen zu bilden und Partnerschaften über Kontinente hinweg zu gewinnen. „In einer
Phase der Orientierungslosigkeit müssen wir als Deutschland und Europäische Union uns kümmern
und den Ländern, denen das Völkerrecht noch etwas bedeutet und die zu uns schauen, Angebote der
Vernetzung und Unterstützung machen.“ Deutschland werde als Führungsmacht in der EU
wahrgenommen. Und es werde sich letztlich gut auf unsere eigene Sicherheit und Position in der
Welt auswirken.

Nationale Arbeitsmärkte auf Zuwanderung angewiesen
Wie Australien, aber auch Deutschland mit dem Thema Migration von der humanitären Hilfe bis hin
zu einer gezielten Einwanderungspolitik umgeht, war ein weiteres Gesprächsthema mit
australischen Parlamentariern im dortigen Ausschuss für Migration. Beide Seiten könnten bei diesen
Fragen voneinander lernen. Man habe das große Interesse der australischen Kolleginnen und
Kollegen gespürt, mehr über Deutschlands Umgang mit Geflüchteten, aber auch mit dem Thema
Zuwanderung zu erfahren. 

Australien helfe Menschen, die wegen des Klimawandels ihre Heimatinseln im Pazifik verlassen
müssen. Dies sei „ein Gebot und ein Akt der Humanität“. Neben diesem Aspekt der Migration
verfolge die Regierung in Canberra eine sehr restriktive Einwanderungspolitik. Sie brauche aber
einen gewissen Zuzug, um Arbeitskräfte für ihren nationalen Arbeitsmarkt zu gewinnen und
Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand zu erhalten, erzählt Thoden. 

Neben Bundesinstitutionen Australiens wie dem Parlament und der Regierung besuchten die
Abgeordneten aus Deutschland bei dieser Reise erstmals den australischen Bundesstaat Tasmanien.
Noch sei eine so hochrangige ausländische Delegation dort gewesen, war von den Gastgebern zu
hören. Ein entsprechend großer Empfang wurde den Parlamentariern aus Berlin in der
Regionalhauptstadt Hobart bereitet, berichtet Thoden. Man habe auf der Insel, die für ihren
Naturtourismus bekannt ist, und deren Hauptwirtschaftszweig dies ist, das dortige Landesparlament
besucht, Regierungsmitglieder sowie Vertreter der Zivilgesellschaft getroffen und sehr viele gute
Gespräche geführt. 

Forschungszusammenarbeit mit Australien
Um die Kooperation bei der Erforschung der südlichen Polarregion und die strategische Bedeutung
der Polarforschung ging es bei einem Gespräch beim Antarktisprogramm der australischen
Regierung „Australian Antarctic Division“ sowie im dortigen Alfred-Wegener-Institut für Polar- und
Meeresforschung. Die Einrichtungen stehen für eine sich intensivierende
Forschungszusammenarbeit zwischen Deutschland und Australien, sagt der Linken-Abgeordnete.
Dabei ließen sich Parallelen zur Situation in der Arktis feststellen: „Das Eis schwindet, neue
Schifffahrtsrouten entstehen, Begehrlichkeiten wachsen.“ Entsprechend tauchten nun neue
Sicherheits- und Rechtsfragen auf: Müssen historische Gegebenheiten und Verträge neu verhandelt
werden? Wer ist zuständig? Um diese Fragen werde man sich gemeinsam kümmern. 



Neben Zukunftsthemen ging es in Tasmanien ebenso wie auf Fidschi darum, ein unrühmliches
Kapitel deutscher Geschichte aufzuarbeiten: unrechtmäßig nach Deutschland verbrachte Kunst- und
Kulturgüter. Mit kolonialer Attitüde waren im 19. Jahrhundert in großem Stil Kunst- und Kulturgüter
aus den Stammesgebieten der First Nations in der Südsee, aus Australien und Ozeanien, nach
Europa gebracht worden. Diese Kulturgüter befinden sich vermutlich zum überwiegenden Teil in
deutschen Museen oder in Privatbesitz – unrechtmäßig oder mit zumindest unklarem rechtlichen
Status. 

„Diese Kunst und Kultgegenstände sind Teil des kulturellen Erbes Australiens und Ozeaniens und
für die Menschen dort von großer Bedeutung“, sagt Thoden. Sie müssten erfasst, deren Herkunft
und rechtmäßige Besitzer ermittelt und dann zurückgegeben werden. „Es geht darum, dass wir
Interesse zeigen und Verantwortung übernehmen.“ Die aufrichtige Aufarbeitung schaffe Vertrauen
und damit die Basis für Zusammenarbeit in allen anderen Bereichen. Deutschlands Umgang mit der
Beutekunst sei vom „First Nations“-Rat in Tasmanien als vorbildlich gelobt worden.

Fidschi und die pazifischen Inseln

Wahr- und ernstgenommen werden: Darum geht es den nördlich und östlich von Australien
gelegenen Inselstaaten im Pazifik in erster Linie, wenn in der Weltgemeinschaft über Fragen
verhandelt wird, die sie betreffen. Im Deutschen Bundestag kümmert sich die Parlamentariergruppe
seit dieser Legislaturperiode um die ozeanischen Länder: Knapp zehn Millionen Menschen leben
dort in 13 Staaten auf mehr als 2.000 Inseln. Vielen davon, die nicht bergig sind, sondern sich nur
wenige Meter aus dem Meer erheben, setzt der Klimawandel in Form von Überschwemmungen und
steigendem Meeresspiegel zu und zwingt die Bewohner, ihre Heimat zu verlassen. 

Um sich international Gehör zu verschaffen haben sich die Länder Ozeaniens im „Pacific Island
Forum“ zusammengeschlossen, dessen Sekretariat sich in Fidschi befindet. Um das deutsche
Interesse und Verantwortungsbewusstsein zu unterstreichen, hat die Bundesrepublik in Suva, der
Hauptstadt von Fidschi, 2023 eine Botschaft eingerichtet. 

Offene Gespräche 
Die Delegation habe in Fidschi sehr offene Gespräche geführt, berichtet Thoden. Dabei sei es darum
gegangen, Interesse zu zeigen und die Länder bei ihrem Ringen um Aufmerksamkeit und gegen die
Folgen des Klimawandels zu unterstützen. „Wir haben unsere Bereitschaft signalisiert, dass wir für
die speziellen Belange der Pazifikstaaten ein offenes Ohr haben.“ Auch in der Republik Fidschi
wurden die Deutschen von ihren Kolleginnen und Kollegen im dortigen Parlament empfangen, bei
denen das Format der Parlamentariergruppen als Form der internationalen Zusammenarbeit und
des bilateralen Austauschs auf großes Interesse stieß.

Bildung und Forschung waren Thema beim Besuch der Fiji National University, die gerne den
Austausch mit Deutschland ausbauen würde. Auf Interesse stieß zudem Deutschlands duales
Ausbildungssystem. Die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit gab den Abgeordneten
Einblick in laufende Projekte der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit, etwa zur Anpassung an
den Klimawandel oder zum Schutz der biologischen Vielfalt der Meere und Küstenzonen.
Sicherheitsstrategien für den Indopazifik, die Auswirkungen des Klimawandels und Möglichkeiten
der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit standen im Mittelpunkt der Gespräche in Fidschi.



Unterstützung für deutsche Bewerbung im UN-
Sicherheitsrat
Gleichzeitig habe die deutsche Seite ihr Interesse zum Ausdruck gebracht, dass man auf die
Unterstützung der pazifischen Länder für die deutsche Bewerbung um einen der nichtständigen
Sitze im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen setze. Die UN-Generalversammlung in New
York wählt am 3. Juni 2026 die nichtständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats für die Jahre 2027
und 2028. Deutschland kandidiert für einen der Sitze und wird während seiner Mitgliedschaft laut
Auswärtigem Amt einen Schwerpunkt auf die Staaten Afrikas und die kleinen Inselstaaten legen. Die
Stimmen der 13 Inselstaaten wären eine wichtige Unterstützung bei der Abstimmung.

Es wäre eine Win win-Situation, wenn Deutschland den Pazifikinseln beistehen und diese wiederum
Deutschland dabei helfen würden, Gestaltungsmacht im UN-Sicherheitsrat zu erlangen, findet
Thoden. Die Gespräche in Suva seien von einer Atmosphäre der gegenseitigen Wertschätzung und
des Vertrauens geprägt gewesen. Als Delegationsleiter ist Thoden mit dem Premierminister der
Republik Fidschi, Sitiveni Ligamamada Rabuka, zu einem Gespräch zusammengekommen.
Dieser habe die deutsche Bewerbung um einen Sitz im UN-Sicherheitsrat begrüßt und sich für eine
intensivere Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern ausgesprochen. 

Militärische Partnerschaft vorgeschlagen
In Fidschi und den anderen Inseln setze man darauf, dass die deutsche Politik die spezifischen
Probleme der Inselwelt versteht und ernst nimmt sowie als deren Anwalt auf der Weltbühne auftritt,
berichtet Thoden über seine Eindrücke. Zu der interessanten Geschichte von Fidschi gehöre, dass
sich das Eine-Million-Einwohner-Land mit seiner kleinen Armee überdurchschnittlich an
Friedenseinsätzen der Vereinten Nationen weltweit beteiligt.

Mit dem Außenminister und dem Verteidigungsminister traf die Delegation weitere
Regierungsmitglieder, die mit einer profunden Kenntnis von Deutschland und Europa aufgetreten
seien, erinnert sich der Delegationsleiter. Das hätten diese verbunden mit dem Appell an die
deutsche Politik: „Vergesst trotz eurer Probleme in der Ukraine bitte die pazifische Region nicht.“
Fidschi habe gar eine militärische Partnerschaft mit Deutschland vorgeschlagen. 

Die Integration der Gemeinschaft der pazifisch-ozeanischen Inseln vorantreiben, den Weg einer
nachhaltigen Entwicklung gehen und die Interessen der Pazifikbewohner auf globaler Ebene
vertreten: Das hat sich Baron Waqa, Generalsekretär des Pacific Island Forum Secretariat,
zur Aufgabe gemacht, mit dem die Delegation sich zu einem Gedankenaustausch getroffen hat. Es
gehöre im pazifischen Raum über Grenzen hinweg zu einer verbreiteten Grundüberzeugung, die
Region gemeinsam zu entwickeln und den Frieden als Wert an sich zu betrachten, habe Waga den
Gedanken vom regionalen Frieden, die Idee des „Ocean of Peace“, erläutert. 

„Pazifischer Spirit ist beispielhaft“ 
Demnach sei auch das Verhältnis zwischen Staaten grundsätzlich von einem Geist der
Zusammenarbeit geprägt, einer informellen Verständigung darauf, Dinge gemeinsam zu machen,
Ideen und Wissen zu teilen, voneinander zu lernen statt sich abzuschotten, Streitfragen eskalieren
zu lassen und sich gegenseitig zu attackieren. China hielten die kleinen Länder dabei die Tür stets
offen. Dieser Spirit sei beispielhaft, um auf der Welt insgesamt zusammenzuarbeiten, sagt Thoden.
Das „Pacific Island Forum“ sei davon der institutionelle Ausdruck. 



Deutschland hat in der Organisation einen Beobachterstatus. Solche Ansätze wie die
Zusammenarbeit der Länder im Indopazifik, aber auch die international vernetzten
Parlamentariergruppen des Deutschen Bundestages trügen dazu bei, die regelbasierte globale
Ordnung zu stärken, so Thoden. „Wenn das Völkerrecht eingehalten wird, schafft das Sicherheit für
alle“, ist der Verteidigungspolitiker überzeugt. Wo dies hingegen nicht mehr als selbstverständlich
gelte, „da sind alle bedrohter und werden mehr aufrüsten. Das kann natürlich niemand wollen“. 

Die Delegation bestand aus den Abgeordneten Ulrich Thoden (Die Linke, Leitung) Carsten Müller,
Kerstin Radomski (beide CDU/CSU), Jürgen Coße (SPD), Marc Bernhard (AfD) und Filiz Polat
(Bündnis 90/Die Grünen). Die Deutsch-Pazifische Parlamentariergruppe pflegt die Beziehungen zu
Australien, Neuseeland, Cookinseln, Fidschi, Kiribati, Marshallinseln, Mikronesien, Nauru, Palau,
Papua-Neuguinea, Salomonen, Samoa, Tonga, Tuvalu und Vanuatu. (ll/26.05.2026)
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